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Auf Grund des § 86 Absatz 8 der Bauordnung für Berlin vom  
29. September 2005 (GVBl. S. 495), die zuletzt durch Gesetz vom  
9. April 2018 (GVBl. S. 205, 381) geändert worden ist, verordnet die 
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen:

Artikel 1
§ 1 Absatz 1 der Verordnung über die Übertragung von bauauf-

sichtlichen Aufgaben für Fliegende Bauten vom 12. Februar 2010 
(GVBl. S. 76), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom  
17. März 2017 (GVBl. S. 277) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:
1. In Satz 1 wird die Angabe „§ 75“ durch die Angabe „§ 76“ er-

setzt.
2. In Satz 5 wird die Angabe „1. Februar 2021“ durch die Angabe 

„1. Oktober 2024“ersetzt.

Artikel 2
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 19. Dezember 2019

Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung und Wohnen

L o m p s c h e r

Erste Verordnung
zur Änderung der Verordnung über die 
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Verordnung
zum Erlass und zur Änderung landesrechtlicher Vorschriften im Bereich  

der Ausbildung und Weiterentwicklung von Gesundheitsfachberufen 

Vom 11. Januar 2020

Auf Grund 
– des § 4 Absatz 2 des Gesetzes über die Anerkennung der Schu-

len des Gesundheitswesens vom 9. Juni 2011 (GVBl. S. 256), das 
zuletzt durch Gesetz vom 11. November 2019 (GVBl. S. 730) ge-
ändert worden ist, in Verbindung mit § 1 Absatz 1 Nummer 1 und 3 
des Berliner Ausführungsgesetzes zum Pflegeberufegesetz vom  
22. August 2019 (GVBl. S. 534) verordnet hinsichtlich Artikel 1 die 
Senatsverwaltung für Gesundheit, Pflege und Gleichstellung,

– des § 4 Absatz 1 und des § 6 Absatz 1 Nummer 1 bis 4 und 6 
sowie Absatz 2 des Gesetzes über die Anerkennung der Schulen des 
Gesundheitswesens vom 9. Juni 2011 (GVBl. S. 256), das zuletzt 
durch Gesetz vom 11. November 2019 (GVBl. S. 730) geändert 
worden ist, verordnet hinsichtlich Artikel 2 die Senatsverwaltung für 
Gesundheit, Pflege und Gleichstellung,

– des § 4 Absatz 1 und des § 6 Absatz 1 Nummer 1 bis 4 und 6 
sowie Absatz 2 des Gesetzes über die Anerkennung der Schulen des 
Gesundheitswesens vom 9. Juni 2011 (GVBl. S. 256), das zuletzt 
durch Gesetz vom 11. November 2019 (GVBl. S. 730) geändert 
worden ist, verordnet hinsichtlich Artikel 3 die Senatsverwaltung für 
Gesundheit, Pflege und Gleichstellung im Einvernehmen mit der 
Senatsverwaltung für Inneres und Sport:

Artikel 1 
Berliner Verordnung 

zur Anerkennung von Pflegeschulen und weiteren Ausbildungs- 
und Prüfungsbedingungen in der Pflegeausbildung (Berliner  
Pflegeausbildungs- und Schulverordnung – BlnPflASchulV)

Teil 1  
Allgemeine Regelung

§ 1 
Geltungsbereich

(1) Diese Verordnung regelt die Anerkennungsvoraussetzungen 
von Schulen des Gesundheitswesens im Bereich der Pflegeberufe 
(Pflegeschulen) sowie die Durchführung der Ausbildung und Prü
fung im Bereich der Pflegeberufe im Land Berlin.

(2) Pflegeberufe im Sinne dieser Verordnung sind:
1. Pflegefachfrau oder Pflegefachmann nach dem Pflegeberufe

gesetz vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2581), das zuletzt durch 
Artikel 16 des Gesetzes vom 15. August 2019 (BGBl. I S. 1307) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung,

2. Gesundheits und Kinderkrankenpflegerin oder Gesundheits 
und Kinderkrankenpfleger nach Teil 5 des Pflegeberufegesetzes 
und Teil 2 der PflegeberufeAusbildungs und Prüfungsverord
nung vom 2. Oktober 2018 (BGBl. I S. 1572), die zuletzt durch 
Artikel 17 des Gesetzes vom 15. August 2019 (BGBl. I S. 1307) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung,

3. Altenpflegerin oder Altenpfleger nach Teil 5 des Pflegeberufe
gesetzes und Teil 2 der PflegeberufeAusbildungs und Prü
fungsverordnung,

4. Gesundheits und Krankenpflegehelferin oder Gesundheits und 
Krankenpflegehelfer nach dem Berliner Krankenpflegehilfege-
setz vom 4. Februar 2016 (GVBl. S. 35, 55), das zuletzt durch 
Artikel 26 des Gesetzes vom 19. Dezember 2017 (GVBl. S. 695) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung.

Teil 2  
Pflegeausbildung nach dem Pflegeberufegesetz 

Abschnitt 1 
Staatliche Anerkennung der Pflegeschulen  

nach dem Pflegeberufegesetz

§ 2 
Schulleitung 

(1) Schulleiterinnen und Schulleiter müssen 
1. die Anforderungen des § 9 Absatz 1 Nummer 1 des Pflege

berufegesetzes erfüllen und 
2. im Rahmen ihrer Hochschulausbildung mindestens 180 Leis-

tungspunkte nach dem Europäischen System zur Anrechnung 
von Studienleistungen (ECTS) in den Studiengängen
a) Fach- und Bezugswissenschaften mit 100 Leistungspunkten 

verteilt auf Bachelor- und Masterniveau,
b) Bildungswissenschaften mit 60 Leistungspunkten verteilt 

auf Bachelor- und Masterniveau, davon 30 Leistungspunkte 
in der Berufsfelddidaktik und allgemeinen Didaktik und 

c) Praktika in der Lehre mit 20 Leistungspunkten nachweisen.
(2) Sind Pflegeschulen, die für die Ausbildung nach dem Pflege

berufegesetz staatlich anerkannt sind, räumlich und organisatorisch 
mit einer staatlich anerkannten Schule für die Pflegehilfsausbildung 
zusammengefasst, kann abweichend von § 2 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1 des Gesundheitsschulanerkennungsgesetzes die gemeinsame 
Leitung dieser Schulen durch eine entsprechend qualifizierte Person 
wahrgenommen werden.

(3) Die Schulleitung bildet sich insbesondere in den Bereichen 
Schulmanagement und Diversity fort. Die Fortbildungsnachweise 
sind von der Schule zu führen und auf Verlangen der zuständigen 
Behörde vorzulegen.

(4) Als Stellvertretung der Schulleitung ist eine Lehrkraft zu be-
nennen, die bei Abwesenheit der Schulleitung die Leitungsaufgaben 
wahrnimmt.

(5) Die Übergangsregelungen des § 65 Absatz 4 Nummer 1, 3 und 
4 des Pflegeberufegesetzes bleiben unberührt. Gleiches gilt für eine 
vor Inkrafttreten dieser Verordnung gegenüber einer Schulleitung 
erteilten Auflage.

(6) Erfüllt eine Schulleitung einzelne Voraussetzungen nach Ab-
satz 1 Nummer 2 nicht oder nicht im vollem Umfang, können in 
begründeten Einzelfällen, in denen ein besonderes öffentliches Inte-
resse an der Deckung eines bestehenden Bedarfs an Ausbildung in 
der Pflege nach dem Pflegeberufegesetz es erfordert, auf Antrag 
Ausnahmen zugelassen werden.

§ 3 
Qualifikation der Lehrkräfte 

(1) Die Lehrkräfte müssen
1. die Anforderungen des § 9 Absatz 1 Nummer 2 des Pflegeberu-

fegesetzes erfüllen,
2. für den theoretischen Unterricht im Rahmen ihrer Hochschul-

ausbildung mindestens 180 Leistungspunkte nach dem Europäi-
schen System zur Anrechnung von Studienleistungen (ECTS) in 
den Studiengängen
a) Fach- und Bezugswissenschaften mit 100 Leistungspunkten 

verteilt auf Bachelor- und Masterniveau,
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§ 5 
Räumliche Ausstattungen 

Die Pflegeschulen verfügen über die erforderlichen Räumlich-
keiten und Ausstattungen, wenn
1. die erforderlichen Funktionsräume, Mediathek, digitale Endge-

räte, Aufenthaltsräume für die Schülerinnen und Schüler, ein 
Sekretariat, Aufenthalts- oder Büroräume für die Lehrkräfte und 
die Schulleitung sowie Sanitärräume,

2. für den theoretischen Unterricht die erforderlichen Räume mit 
einer Mindestgröße von zweieinhalb Quadratmetern je Schüler-
arbeitsplatz und einer zeitgemäßen Ausstattung, welche insbe-
sondere moderne mediale Unterrichtmethoden ermöglicht und

3. für den praktischen Unterricht die erforderlichen Fachräume 
und Ausstattungen

vorhanden sind.

§ 6 
Praktische Ausbildung 

(1) Einrichtungen der praktischen Ausbildung sind geeignet, 
wenn
1. sie sicherstellen, dass während der Durchführung der struktu-

rierten Praxisanleitung in der Regel höchstens zwei Schülerin-
nen oder Schüler zeitgleich angeleitet werden, 

2. der Pflege und Betreuungsbedarf und die Anzahl der zu ver-
sorgenden Personen geeignet und ausreichend sind, damit die 
Schülerin oder der Schüler die im Ausbildungsplan nach § 6 Ab-
satz 3 Satz 1 des Pflegeberufegesetzes sowie den von den ko-
operierenden Pflegeschulen curricular festgelegten Praxisauf
gaben durchgeführt werden können und die Schülerin oder der 
Schüler überwiegend pflegerische Tätigkeiten wahrnimmt,

3. die Anzahl der Pflegefachkräfte und der Schülerin oder dem 
Schüler in einem angemessenen Verhältnis stehen. Ein ange-
messenes Verhältnis besteht
a) in Pflegeeinrichtungen und Krankenhäusern, wenn über den 

Dienstplan sichergestellt ist, dass zeitgleich mit der Schüle-
rin oder dem Schüler eine Pflegefachkraft oder eine Praxis-
anleiterin oder ein Praxisanleiter als Ansprechperson schnell 
erreichbar vor Ort zur Verfügung steht,  

b) in der häuslichen Pflege, wenn die Schülerin oder der Schü-
ler in den beiden ersten Ausbildungsdritteln stets begleitet 
wird. Die Begleitung hat in der Regel durch eine Pflegefach-
kraft zu erfolgen. Im Umfang von 20 Prozent der prakti-
schen Einsatzzeit der jeweiligen Ausbildungsstation kann 
die Schülerin oder der Schüler durch eine langjährig erfahre-
ne Pflegehilfskraft begleitet werden, sofern sichergestellt ist, 
dass eine Pflegefachkraft für Rückfragen zur Verfügung 
steht. Im letzten Ausbildungsdrittel kann die Schülerin  
oder der Schüler in Einzelfällen selbstständig Aufgaben 
ohne Begleitung wahrnehmen, sofern sichergestellt ist, dass 
eine Pflegefachkraft für Rückfragen zur Verfügung steht.  

(2) In den Bereichen der pädiatrischen Versorgung sind Einrich-
tungen zur Durchführung von Teilen der praktischen Ausbildung im 
Sinne von § 7 Absatz 2, Absatz 5 des Pflegeberufegesetzes geeignet, 
wenn sie Ausbildungsinhalte und Kompetenzen nach den Anlagen 2 
und 3 der PflegeberufeAusbildungs und Prüfungsverordnung ver-
mitteln. Geeignet sind neben den Einrichtungen der pädiatrischen 
Krankenhausabteilungen und -stationen, insbesondere die folgenden 
Einrichtungen und Dienste im Bereich der Kuration, Prävention,  
Palliation und Gesundheitsförderung von Kindern und Jugendlichen:
1. weitere Krankenhausabteilungen und -stationen,
2. Geburtshilfeeinrichtungen und Wochenstationen,
3. pädiatrische Facharztpraxen, 
4. ambulante Krankenpflegedienste, die in der Kinderkrankenpfle-

ge tätig sind und der tatsächliche Pflege und Betreuungsbedarf 
sowie die Anzahl der zu versorgenden Kinder und Jugendlichen 
ausreichend ist, so dass die Schülerin oder der Schüler während 

b) Bildungswissenschaften mit 60 Leistungspunkten verteilt 
auf Bachelor- und Masterniveau, davon 30 Leistungspunkte 
in der Berufsfelddidaktik und allgemeinen Didaktik und 

c) Praktika in der Lehre mit 20 Leistungspunkten 
nachweisen sowie
3. die Erlaubnis haben, eine der folgenden Berufsbezeichnungen 

zu führen
a) Gesundheits und Krankenpflegerin oder Gesundheits und 

Krankenpfleger,
b) Krankenschwester oder Krankenpfleger,
c) Altenpflegerin oder Altenpfleger,
d) Gesundheits und Kinderkrankenpflegerin oder Gesund-

heits oder Kinderkrankenpfleger,
e) Kinderkrankenschwester oder Kinderkrankenpfleger oder 
f) Pflegefachfrau oder Pflegefachmann.

Sofern ein Drittel aller Lehrkräfte der Schule, mindestens aber zwei, 
die Erlaubnis haben, eine der Berufsbezeichnungen nach Satz 1 zu 
führen, kann auch eine andere vergleichbar für den Einsatz fachlich 
geeignete Qualifikation nachgewiesen werden.

(2) Die Voraussetzung nach Absatz 1 Nummer 1 gilt bis zum 31. 
Dezember 2024 als erfüllt, wenn ein Bachelor- oder vergleichbarer 
Hochschulabschluss in einem Studiengang nach Absatz 1 Nummer 1 
nachgewiesen wird. Zum 1. Januar 2025 müssen Lehrkräfte für den 
theoretischen Unterricht neben einem Hochschulabschluss nach 
Satz 1 ein Hochschulstudium, insbesondere in einer pflegepädagogi-
schen Fachrichtung auf Master– oder vergleichbarem Niveau im 
Sinne des § 9 Absatz 1 Nummer 2 des Pflegeberufegesetzes begin-
nen und bis zum 31. Dezember 2029 erfolgreich abschließen.

(3) Die Lehrkräfte müssen sich jährlich mindestens 16 Stunden in 
ihrem Beruf als Lehrkraft fortbilden. Die Fortbildungsnachweise 
sind von der Schule zu führen und auf Verlangen der zuständigen 
Behörde vorzulegen.

(4) Die Übergangsregelungen des § 65 Absatz 4 Nummer 2 bis 4 
des Pflegeberufegesetzes bleiben unberührt. Gleiches gilt für eine 
vor Inkrafttreten dieser Verordnung gegenüber einer Lehrkraft er-
teilten Auflage.

(5) Erfüllt eine Lehrkraft einzelne Voraussetzungen nach Absatz 1 
Nummer 2 nicht oder nicht im vollem Umfang, können in begründe-
ten Einzelfällen, in denen ein besonderes öffentliches Interesse an 
der Deckung eines bestehenden Bedarfs an schulischer Ausbildung 
in der Pflege nach dem Pflegeberufegesetz es erfordert, auf Antrag 
Ausnahmen zugelassen werden.

§ 4 
Zahl der Lehrkräfte

(1) An Pflegeschulen müssen für je 20 Ausbildungsplätze eine in 
Vollzeit tätige Lehrkraft oder mehrere im Umfang einer Vollzeit-
stelle tätige Lehrkräfte zur Verfügung stehen. Die für Pflege zustän-
dige Senatsverwaltung evaluiert bis zum 31. Dezember 2026 die in 
Satz 1 festgelegte Schlüsselzahl zwischen Ausbildungsplätzen und 
Lehrkräften.  

(2) Überschreitungen der in Absatz 1 festgelegten Schlüsselzahl 
sind für einen Zeitraum von höchstens zwölf Monaten nach Eintritt 
der Überschreitung zulässig, wenn sie nicht mehr als zehn Prozent 
der Ausbildungsplätze betreffen. Die Überschreitung ist der zustän-
digen Behörde unverzüglich mitzuteilen.

(3) Sofern die Zahl der Schülerinnen und Schüler die Zahl der 
staatlich festgelegten Ausbildungsplätze unterschreitet, kann für 
einen Zeitraum von höchstens 24 Monaten nach Eintritt der Unter-
schreitung die Zahl der Lehrkräfte an der Zahl der besetzten Aus-
bildungsplätze bemessen werden. Eine entsprechende Verminderung 
der Zahl der Lehrkräfte und der Nachweis über die Unterschreitung 
der Ausbildungsplätze auf Grund der tatsächlichen Schülerzahlen ist 
der zuständigen Behörde unverzüglich mitzuteilen.
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die entsprechenden schulinternen jahrgangsbezogenen Curricula vor 
Beginn des jeweiligen Ausbildungsdrittels der zuständigen Behörde 
vorzulegen. Der Unterricht ist auf der Grundlage des Curriculums 
durchzuführen.

(2) Der einheitliche Rahmenlehrplan für Berlin ist bei der Ent-
wicklung der schulinternen Curricula maßgeblich zu berücksichti-
gen. Soweit kein einheitlicher Rahmenlehrplan vorliegt, sind die 
Empfehlungen der Rahmenlehrpläne nach § 53 Absatz 1 und 2 des 
Pflegeberufegesetzes maßgeblich zu berücksichtigen. 

§ 9 
Notenbildung und Leistungsbewertung

(1) Für die Jahreszeugnisse und die Zwischenprüfung gilt die 
Notenregelung des § 17 der PflegeberufeAusbildungs und Prü-
fungsverordnung.

(2) Für die Benotung gilt folgender Bewertungsschlüssel:

Note Prozentsatz der erreichbaren Punkte
Sehr gut
(1)

mindestens 92 Prozent

Gut
(2)

mindestens 81, aber weniger als 92 Prozent

Befriedigend
(3)

mindestens 67, aber weniger als 81 Prozent

Ausreichend
(4)

mindestens 50, aber weniger als 67 Prozent

Mangelhaft
(5)

mindestens 30, aber weniger als 50 Prozent

Ungenügend
(6)

weniger als 30 Prozent

§ 10 
Schriftlicher Teil der staatlichen Prüfung 

Die Pflegeschulen unterbreiten der zuständigen Behörde jeweils 
zwei Prüfungsvorschläge für die Aufgaben des schriftlichen Teils 
der Prüfung, gesondert, soweit von der Pflegeschule angeboten, für 
jede Abschlussprüfung zur Pflegefachfrau oder zum Pflegefach-
mann, zur Gesundheits und Kinderkrankenpflegerin oder zum Ge-
sundheits und Kinderkrankenpfleger sowie zur Altenpflegerin oder 
zum Altenpfleger, aus denen von der zuständigen Behörde die Auf-
gaben der Aufsichtsarbeiten ausgewählt werden. Bei der Erstellung 
der Vorschläge sind die von der zuständigen Behörde veröffentlich-
ten einheitlichen Standards für die Abschlussprüfungen zu berück-
sichtigen. Die für Pflege zuständige Senatsverwaltung evaluiert bis 
zum 31. Dezember 2026 das Verfahren nach Satz 1.  

§ 11 
Beginn der Ausbildungen 

Die Ausbildungen beginnen erstmalig am 1. April 2020.

Teil 3  
Pflegeausbildung nach dem  

Berliner Krankenpflegehilfegesetz 

§ 12 
Staatliche Anerkennung der Pflegeschulen nach dem  

Berliner Krankenpflegehilfegesetz
Auf Pflegeschulen, die im Bereich der Gesundheits und Kran-

kenpflegehilfe ausbilden, sind die Vorschriften der Verordnung zur 
Durchführung des Gesundheitsschulanerkennungsgesetzes vom 8. 
Dezember 2011 (GVBl. S. 828), die durch Verordnung vom 10. 
August 2016 (GVBl. S. 508) geändert worden ist, in der bis zum 
Inkrafttreten der Verordnung vom 11. Januar 2020 (GVBl. S. 15) 
geltenden Fassung anzuwenden.

§ 13 
Gemeinsame Schulleitung 

§ 2 Absatz 2 gilt entsprechend.

ihres oder seines Einsatzes vollzeitumfänglich in diesem Be-
reich eingesetzt werden kann,

5. ambulante und stationäre Pflegeeinrichtungen für beatmungs-
pflichtige Kinder und Jugendliche,

6. ambulante und stationäre Einrichtungen der Eingliederungs und 
Behindertenhilfe für Kinder und Jugendliche mit Pflegebedarf,

7. ambulante und stationäre Rehabilitationseinrichtungen für Kin-
der und Jugendliche,

8. Einrichtungen für pflegebedürftige Kinder und Jugendliche, 
9. in Schulen, soweit diese eine Schulgesundheitsfachkraft vorhal-

ten und die Schülerin oder der Schüler ausschließlich im Auf-
gabenbereich der Schulgesundheitsfachkraft tätig ist,

10. Sozialpädiatrische Zentren,
11. Kinderhospize,
12. Kinder und Jugendpsychiatrien sowie
13. Förder- und Inklusionsschulen, 
sofern sie die in Satz 1 genannten Voraussetzungen erfüllen.

(3) In den Bereichen der allgemein-, geronto-, Kinder- oder jugend-
psychiatrischen Versorgung sind Einrichtungen zur Durchführung 
von Teilen der praktischen Ausbildung im Sinne von § 7 Absatz 2, 
Absatz 5 des Pflegeberufegesetzes geeignet, wenn sie Ausbildungs-
inhalte und Kompetenzen nach der Anlage 2 der PflegeberufeAus-
bildungs- und -Prüfungsverordnung vermitteln. Geeignet sind ins-
besondere folgende Einrichtungen:
1. psychiatrische Kliniken,
2. gerontopsychiatrische Einrichtungen,
3. Kinder und Jugendpsychiatrien,
4. forensische Jugendpsychiatrien,
5. forensische Kliniken,
6. stationäre Einrichtungen für psychisch Kranke oder Suchtkranke,
7. Werkstätten für psychisch erkrankte Menschen,
8. gemeinschaftliche Wohnformen für psychisch erkrankte Men-

schen oder Suchtkranke,
9. psychiatrische Institutsambulanzen,
10. psychiatrische Krisendienste,
11. psychiatrische häusliche Krankenpflege,
12. stationsäquivalente psychiatrische Behandlungsteams sowie
13. Kontakt- und Beratungsstellen,
sofern sie die in Satz 1 genannten Voraussetzungen erfüllen.

§ 7 
Fortbildungsnachweise der Praxisanleiterinnen  

oder Praxisanleiter 
Einrichtungen, in denen die praktische Ausbildung nach dem Pfle

geberufegesetz durchgeführt wird, müssen die in § 4 Absatz 3 Satz 1 
der PflegeberufeAusbildungs und Prüfungsverordnung festgeleg-
ten Qualifikationsanforderungen für Praxisanleiterinnen und Praxis-
anleiter sicherstellen, intern dokumentieren und auf Verlangen der 
zuständigen Behörde nachweisen.

Abschnitt 2 
Allgemeine Ausbildungs-  

und Prüfungsangelegenheiten

§ 8 
Lehrplan

(1) Die Pflegeschulen sind verpflichtet ein schulinternes Curricu-
lum zu erstellen und der zuständigen Behörde vor Beginn der Aus-
bildung vorzulegen. Von dieser Verpflichtung kann bis zum 31. De-
zember 2021 abgesehen werden, wenn die Pflegeschulen vor Beginn 
der Ausbildung ein vollständiges schulinternes Curriculum für das 
erste Ausbildungsdrittel und eine Skizze ihres geplanten Curricu-
lums für den Gesamtverlauf der Ausbildung vorlegen. Die Pflege-
schulen sind dabei verpflichtet für die übrigen Ausbildungsdrittel 



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      76. Jahrgang      Nr. 3      30. Januar 202018

16. Abschnitt 4 wird Abschnitt 5.
17. § 14 wird aufgehoben.
18. § 15 wird § 14.

Artikel 3 
Änderung der Modellvorhabenverordnung

Die Modellvorhabenverordnung vom 22. Februar 2012 (GVBl. 
S. 62), die durch Verordnung vom 30. November 2017 (GVBl. 
S. 674) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1. In § 1 Satz 1 in dem Satzteil vor Nummer 1 werden die Wörter 

„Gesundheitsfachberufe (Ergotherapeuten, Hebammen und Ent
bindungspfleger, Gesundheits und Krankenpflege, Gesundheits 
und Kinderkrankenpflege, Logopäden und Physiotherapeuten
beruf)“ durch die Wörter „Gesundheitsfachberufe (Ergotherapeu-
ten, Hebammen und Entbindungspfleger, Logopäden, Physio-
therapeuten- sowie Notfallsanitäterberuf)“ ersetzt.

2. In der Überschrift des Abschnitts 2 werden die Wörter „Logo-
päden und Physiotherapeutenberufs“ durch die Wörter „Logo-
päden, Physiotherapeuten und Notfallsanitäterberufs“ ersetzt.

3. § 2 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 3 wird das Wort „und“ am Ende gestrichen.
bb) In Nummer 4 wird das Wort „und“ angefügt.
cc) Nach Nummer 4 wird folgende Nummer 5 eingefügt:

„5.    der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für Not-
fallsanitäterinnen und Notfallsanitäter vom 16. De-
zember 2013 (BGBl. I S. 4280), die zuletzt durch 
Artikel 41 des Gesetzes vom 15. August 2019 
(BGBl. I S. 1307) geändert worden ist, in der je-
weils geltenden Fassung,“

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa)  In Nummer 3 wird das Wort „sowie“ durch ein 
Komma ersetzt.

bbb) In Nummer 4 wird das Wort „sowie“ angefügt.
ccc)  Nach Nummer 4 wird folgende Nummer 5 einge-

fügt:
„5.    § 15 Absatz 1 Satz 1 und § 16 Absatz 2 der 

Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für 
Notfallsanitäterinnen und Notfallsanitäter“

bb) Satz 2 wird wie folgt geändert:
aaa)  In Nummer 3 wird das Wort „sowie“ durch ein 

Komma ersetzt.
bbb) In Nummer 4 wird das Wort „sowie“ angefügt.
ccc)  Nach Nummer 4 wird folgende Nummer 5 einge-

fügt:
„5.    §§ 15 und 16 der Ausbildungs- und Prüfungs-

verordnung für Notfallsanitäterinnen und Not-
fallsanitäter“

4. Abschnitt 3 wird aufgehoben.
5. Abschnitt 4 wird Abschnitt 3 und § 6 wird § 4.

Artikel 4 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 11. Januar 2020

Senatsverwaltung für Gesundheit,  
Pflege und Gleichstellung

Dilek  K a l a y c i

Teil 4  
Datenverarbeitung

§ 14
Die zuständige Behörde darf personenbezogene Daten verarbei-

ten, soweit es für die Erfüllung der Aufgaben nach dieser Verord-
nung erforderlich ist. 

Artikel 2 
Änderung der Verordnung zur Durchführung  
des Gesundheitsschulanerkennungsgesetzes

Die Verordnung zur Durchführung des Gesundheitsschulanerken-
nungsgesetzes vom 8. Dezember 2011 (GVBl. S. 828), die durch 
Verordnung vom 10. August 2016 (GVBl. S. 508) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:
1. Dem Abschnitt 1 wird folgender Abschnitt 1 vorangestellt:

„Abschnitt 1 
Allgemeines

§ 1 
Geltungsbereich

Diese Verordnung regelt die Voraussetzungen der Anerken-
nung von Schulen des Gesundheitswesens mit Ausnahme der 
Schulen, die im Bereich der Pflege ausbilden.“

2. Abschnitt 1 wird Abschnitt 2.
3. § 1 wird § 2 und in Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a wird das 

Wort „pflege,“ gestrichen.
4. § 2 wird § 3 und in Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe a wird das 

Wort „pflege,“ gestrichen.
5. § 3 wird § 4 und in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 werden die Wör-

ter „in der Gesundheits und Krankenpflege, in der Gesundheits 
und Kinderkrankenpflege, in der Gesundheits und Krankenpfle-
gehilfe,“ gestrichen.

6. §§ 4 bis 6 werden die §§ 5 bis 7.
7. Abschnitt 2 wird Abschnitt 3.
8. § 7 wird aufgehoben.
9. In § 8 wird jeweils die Angabe „§ 1“ durch die Angabe „§ 2“ 

ersetzt.
10. In § 9 Absatz 1 werden die Wörter „§ 1 Absatz 1 Nummer 1 und 

des § 2 Absatz 1 Nummer 1“ durch die Wörter „§ 2 Absatz 1 
Nummer 1 und des § 3 Absatz 1 Nummer 1“ ersetzt.

11. § 10 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 wird die Angabe „§ 1“ durch die Angabe „§ 2“ 

ersetzt.
b) In Absatz 2 in dem Satzteil vor Nummer 1 und in Nummer 2 

wird jeweils die Angabe „§ 2“ durch die Angabe „§ 3“ er-
setzt.

c) In Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe „§ 3“ durch die Angabe 
„§ 4“ ersetzt.

d) In Absatz 4 wird die Angabe „§ 6 findet“ durch die Angabe 
„§ 7 findet“ ersetzt.

12. In § 11 wird die Angabe „§ 6“ durch die Angabe „§ 7“ ersetzt.
13. In § 12 werden die Wörter „§ 1 Absatz 1 und § 2 Absatz 1 Num-

mer 3“ durch die Wörter „§ 2 Absatz 1 und § 3 Absatz 1 Num-
mer 3“ ersetzt.

14. Abschnitt 3 wird Abschnitt 4.
15. § 13 wird wie folgt gefasst:

„§ 13 
Schriftlicher Teil der Prüfung

Die Vorsitzenden der Prüfungsausschüsse können einen von 
den Schulen des Gesundheitswesens gemeinsam unterbreiteten 
Vorschlag für die Aufgaben des schriftlichen Teils der Prüfung 
als einheitliche Aufgaben für die vorschlagenden Schulen aus-
wählen. An diesen Schulen wird der schriftliche Teil der Prüfung 
an einheitlichen Prüfungsterminen durchgeführt.“
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Verordnung
 über die Erhaltung der städtebaulichen Eigenart auf Grund der städtebaulichen Gestalt  

für das Gebiet „Hansaviertel“ im Bezirk Mitte von Berlin
Vom 7. Januar 2020

Auf Grund des § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Baugesetz-
buchs (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. No-
vember 2017 (BGBl. I S. 3634) in Verbindung mit § 30 des Gesetzes 
zur Ausführung des Baugesetzbuchs (AGBauGB) in der Fassung 
vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 1 des Fünften Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Aus-
führung des Baugesetzbuchs vom 6. Dezember 2017 (GVBl. S. 664) 
wird verordnet: 

§ 1 
Geltungsbereich

Die Verordnung gilt für das in der anliegenden Karte im Maßstab 
1:6.000 mit einer Linie eingegrenzte Gebiet zwischen Spreeuferli-
nie, Park Bellevue, Großer Tiergarten, Straße des 17. Juni und Sieg-
mundshof Abschnitt West im Bezirk Mitte von Berlin. Die Karte ist 
Bestandteil dieser Verordnung. Die Innenkante der Linie bildet die 
Gebietsgrenze. 

§ 2 
Gegenstand der Verordnung

Zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart des Gebiets auf Grund 
seiner städtebaulichen Gestalt bedürfen in dem in § 1 bezeichneten 
Gebiet der Rückbau, die Änderung, die Nutzungsänderung oder die 
Errichtung baulicher Anlagen der Genehmigung. Die Genehmigung 
zum Rückbau, zur Änderung oder zur Nutzungsänderung baulicher 
Anlagen darf nur versagt werden, wenn die bauliche Anlage allein 
oder im Zusammenhang mit anderen baulichen Anlagen das Orts-
bild, die Stadtgestalt oder das Landschaftsbild prägt oder sonst von 
städtebaulicher, insbesondere geschichtlicher oder künstlerischer 
Bedeutung ist. Die Genehmigung zur Errichtung der baulichen An-
lage darf nur versagt werden, wenn die städtebauliche Gestalt des 
Gebiets durch die beabsichtigte bauliche Anlage beeinträchtigt wird.

§ 3 
Zuständigkeit

Die Genehmigung wird durch das Bezirksamt Mitte von Berlin 
erteilt.

§ 4 
Ordnungswidrigkeiten

Wer eine bauliche Anlage innerhalb des Geltungsbereichs dieser 
Verordnung ohne die dafür nach § 2 erforderliche Genehmigung 
rückbaut oder ändert, handelt gemäß § 213 Absatz 1 Nummer 4 
BauGB ordnungswidrig und kann gemäß § 213 Absatz 2 BauGB mit 
einer Geldbuße belegt werden. 

§ 5 
Ausnahmen 

§ 2 ist nicht auf Grundstücke anzuwenden, die den in § 26 
Nummer 2 BauGB bezeichneten Zwecken dienen, und nicht auf die 
in § 26 Nummer 3 BauGB bezeichneten Grundstücke. Das 
Bezirksamt Mitte von Berlin unterrichtet die Bedarfsträger dieser 
Grundstücke von dieser Verordnung. Beabsichtigt ein Bedarfsträger 
dieser Grundstücke ein Vorhaben im Sinne von § 2, hat er dies dem 
Bezirksamt anzuzeigen.

§ 6 
Verletzung von Vorschriften

(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen 
lassen will, muss
1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 BauGB be-
zeichnet sind, 

2. nach § 214 Absatz 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Ab-
wägungsvorganges,  

3. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
AGBauGB enthalten sind,

innerhalb eines Jahres seit Verkündung dieser Verordnung gegen-
über dem Bezirksamt Mitte von Berlin schriftlich geltend machen. 
Der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen 
soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten Fristen 
werden die in den Nummern 1 bis 3 genannten Verletzungen oder 
Mängel gemäß § 215 Absatz 1 BauGB und gemäß § 32 Absatz 2 
AGBauGB unbeachtlich. 

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 7 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. 

Berlin, den 7. Januar 2020

Bezirksamt Mitte von Berlin
von  D a s s e l

Bezirksbürgermeister
G o t h e

Bezirksstadtrat für Stadtentwicklung,  
Soziales und Gesundheit



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      76. Jahrgang      Nr. 3      30. Januar 202020

Anlage
B

e
z
ir
k
s
a
m

t 
M

it
te

 v
o
n
 B

e
rl
in

A
b
t.
 S

ta
d
te

n
tw

ic
k
lu

n
g
, 
S

o
z
ia

le
s

u
n
d
 G

e
s
u
n
d
h
e
it

- 
F

a
c
h
b
e
re

ic
h
 S

ta
d
tp

la
n
u
n
g
 -

A
n
la

g
e
 

S
ta

n
d
: 
A

p
ri
l 
2
0
1
9

M
a
ß

st
a
b
 1

 :
 6

0
0
0

0
5
0

1
0
0

1
5
0
 m

H
in

w
e

is
: 

D
ie

 i
n

h
a
lt
lic

h
e

 u
n

d
 k

a
rt

o
g

ra
p

h
is

c
h

e
 B

e
a

rb
e
it
u

n
g

 e
rf

o
lg

te
 m

it
 U

n
te

rs
tü

tz
u

n
g

 d
e
s
 I
n

fo
rm

a
ti
o
n

s-
 

s
y
s
te

m
 f

ü
r 

In
fr

a
s
tr

u
k
tu

r-
 u

n
d

 S
ta

n
d

o
rt

p
la

n
u

n
g

 (
IS

IS
).

 
E

rg
ä

n
z
e

n
d

e
 I
n

fo
rm

a
ti
o

n
e

n
 z

u
 d

e
n

 d
a

rg
e

s
te

ll
te

n
 I
n

h
a

lt
e
n

 s
in

d
 ü

b
e

r 
d

a
s
 I
S

IS
 a

b
ru

fb
a

r.
 

V
e

rv
ie

lf
ä

lt
ig

u
n

g
e

n
 n

u
r 

m
it
 E

rl
a
u

b
n

is
 d

e
s
 H

e
ra

u
s
g

e
b

e
rs

. 
A

ls
 V

e
rv

ie
lf
ä

lt
ig

u
n

g
 g

e
lt
e

n
 z

.B
. 

N
a

c
h
- 

d
ru

c
k
, 

 F
o

to
k
o

p
ie

, 
M

ik
ro

ve
rf

ilm
u

n
g

, 
D

ig
it
a
li
s
ie

re
n

, 
S

c
a

n
n

e
n

 s
o
w

ie
 S

p
e

ic
h

e
rn

 a
u

f 
D

a
te

n
tr

ä
g

e
r.

 

G
e
lt
u
n
g
s
b
e
re

ic
h
 d

e
r

E
rh

a
lt
u
n
g
s
v
e
ro

rd
n
u
n
g

"H
a
n
s
a
v
ie

rt
e
l"

 g
e
m

.
§
 1

7
2
 A

b
s
. 
1
 S

a
tz

 1
 N

r.
 1

 B
a
u
G

B
zw

is
c
h
e
n
 S

p
re

e
u
fe

rl
in

ie
,

P
a
rk

 B
e
lle

v
u
e
, 
G

ro
ß

e
r 

T
ie

rg
a
rt

e
n
,

S
tr

a
ß

e
 d

e
s
 1

7
. 
J
u
n
i

u
n
d
 S

ie
g
m

u
n
d
s
h
o
f

A
b
s
c
h
n
it
t 
W

e
s
t

(A
u

s
g
a
b
e
-F

o
rm

a
t:

 A
4

)

Jagow-
Dor

tm
un

de
r

Str.
Elberfelder-

St
r.

Str.

Es
se

ne
r

Str.

Ag
ric

ol
a-

str.

str.

Ufer
st

r.

Bundesrat- Al
to

na
er

Solinger

St
r.

st
r.

Zinzendorfstr.

Jagow-

W
ar

de
nb

er
g-

st
r.

Han
sa

- Siegmunds Hof

Flotow-

Sch
les

wiger 
Ufer Bach- St

ra
ße

 d
es

Fl
en

sb
ur

ge
r

str.

H
ol

st
ei

ne
r

uf
er

str.

Claudius-

Strom

allee

Ufer

St
r.

Helgo-

M
el

an

Calvin-

länder

Thomasius-

Kirch-

Ufer
Lü

ne

Bell
ev

ue-

str
.

Bart
ning-

Lessing-

at
en

-

weg

Hanse-

Cuxhavener Str.

pl
at

z

H
an

sa
-

H
än

de
la

lle
e

al
le

e

17
. J

un
i

St
e r

n

Hofjäge

St
r.

G
ro

ße
r

Spr
ee

-

Klopstock-

H
än

de
l-

R
ep

ko
w

-P
la

t z

E y
ke

-v
o n

-

H
ay

dn
-S

tr
.

Jo
se

ph
-str.

Spree

Spree

Spr
ee

Sp
re

e

Fl
ur

 0
10

Helgolä
nde

r
Ufer

M
el

an
ch

th
o

Thomasiusstraße

Bartningallee

13

27

28

32

4

24

15

14

5

36

22

30

16

16

16

15

42

25

5A

15

21

38

22

13A

29

25

3

VI

V
V

IV

IV

IV

IV

IV

14

23

13

-I

V

V

V

V

VI

VI

VI

VI
I

VI
II

IV

IV

VI
IVI

I
VI

IV

VI

V

V

IV

V

5

8

4

10

24

22

9

7

5A

9

10

20

7

18

23

6

21

19

8

6

V

I

VI
I

VI
I

V

V

V

I

VI
I

V

VI

V

V

V

V

V

V

V

V

IV

IV

IV

IV

IV

IV

IV

(V
I)

IV

IV

IV

IV

IV

IV

35
,4

35
,2

I
VI

I

IV

35
,911

17

12VI
I

V

I
V

IV

21

6

22

10
1B

V
V

V

V
Am

ts
ge

ric
ht

 T
ie

rg
ar

te
n

IV

IV
VI

-I

VI
I

40

26

6

34
V

VI

V

VI
I

VI

IV

-I

V

V

-I

V

V

I

VI

IV

IV

V

V

IV

III

III

IV

VI

III

III

IV

35
,3

34
,8

33
,1

36
,3

34
,5

Kirchstraße

16

17

9

11

7

18

19

7A

10

8A

20

8

7B

12

V
-I

VI

VI

V

V

-I

V

V

V

V

V

V

V

B
er

linVI
I

St
aa

ts
an

wa
lts

ch
af

t

Am
ts

an
wa

lts
ch

af
t

Ve
rw

al
tu

ng
sg

er
ic

ht
III

IV

V

V

IV

VI
II

III

V

IV I

I

IIV

IV
34

,3

12

11

7

V

V

VI

I

I

IV

35
,4

10
1D

13

20

99

III

IX V

XI
II

XI
IXI

V

VI
I

IXVI
I

XI
II

XI
II

XI
II

XI
II

XI
V

XI
I

X

V

XI
II

I
IV

32
,7

V

V
I

V

V

IV

IV

33
,0

Helgoländer U
fer

Calvinstraße

Fl
en

sb
ur

ge
r  S

tra
ße

Holstei
ner 

Ufer

weg Hanseaten

Bell
ev

ue
-U

fer

Lü
ne

bu
rg

e

120A

44

18

2

20

19

21

24

13
11

2A

26 2

16

4

10

46

1

18

20B

I

I

I

VI

II

VI
I

VI

VI

-I

I

33
,9

33
,9

33
,6

32
,8

36
,5

32
,2

33
,7

IV

B
un

de
sp

rä
si

di
al

am
t

-II
I

Be
lle

vu
e

Sc
hl

oß
pa

rk

T.

T.

33
,0

33
,6

22

23

IX

VI
I

IVI
I

V

I

V

XV
I

I

I

-I

-I

VI
I

-I

I

XV
I

VI
I

V

I

VI
I

V

VI
II

I

Ak
ad

em
ie

 d
er

 K
ün

st
e

XV

IV

III

II

VI

XV

VI

IV

IV

II

VI

IV

III

XV
I

IV
I

VI

IV

IV

VI

IX

XV

II

III

III

II

IV

I

II

III

III

III
II

IV

III

III

II

III

III

IIII
II

I

32
,2

32
,4

33
,7

32
,5

V

V

V

IV

I

X

33
,9

XV

T.

33
,7

I

II

II
Te

eh
au

s

II

II

I

V

I

I (
II)

En
gl

is
ch

er

G
ar

te
n

T.

Te
ic

h

32
,9

33
,1

31
,7

33
,0

35
,4

35
,4

32
,7

35
,8

B
un

de
sr

at
uf

er

Straße
Bochumer

15

13

2

14

3

13
12

5

12

10

4

1

V

V

V

V

-I

V

VI

VI
I

VI
I

V

VI

V

IV

V

IV

VI

I

VI

I

IV

IV

VVI

36
,0

35
,2

36
,135

,8

Stromstraße

2

91
A

2
91

95

3A

90
D

V

VI
IVI

I

VI
I

IV

VI
II

II

VI
II

VI

70

VI

V

V

V V/
-I

IV

IV

IV

VI

36
,8

Lessingstraße

U
fe

r
H

ol
st

ei
ne

r

Claudius-

straße

8

3

14

6

6

18

2 4

1 4

7

16

1 0

4

12

12

28

13B

5

10

13

13A

15

26

12

V

IV

V

XI

IV

V

IV

V

IV

V

IV

IV

VI

V

IV
XI

III

IV

V

III

I

XI

(V
)

IV

I

XI

14

18

1 6

9

VI
I

V

VI
II

V

V

III

VI

VI
I

VI
II

VI
I

VI
IIVI

I

VI

VI
I

32
,8

IV

11

8

III

V

III
IV

IV
I

4
8

6

2

1

10

10

VI
II

VI

VI

IV

IV

II

I

III

III

I

I

V

III

I

III

VI
I

37
,6

32
,5

K
in

de
rt

ag
es

st
ät

te

II

I

7

23
A

19

20
A

21

6

20

9

3

8

13

V

V

V

V

I
-I

V

V

V

V

V

V
IV

V

H
an

sa
-

II

G
ru

nd
sc

hu
le

I

I

III

8A

14

8

9A

8B

10

18
16

9

8A

15

8

9

17

7

8C

11

V

-I

V

-I

IV

VI
II

V

V

V

V

V

VI

V
V

B
er

lin

Te
ch

ni
ke

rs
ch

ul
en

St
aa

tl.

IV
V

VI
I

VI
I

VI
I

I

VI

Krefelder Straße

11 11A

5

6

3A

4

12

10

V

V

VI

V

VI

VI

35
,1

VI

VI
I

I

VI
II

VI

VI
I

VI

35
,2

35
,2

V VI

VI

VI

Klopsto
ck

str
aße

Ufer

Bachstraße

Bachstr
aße

Hä
nd

el
al

le
e

Bundesratufer

Al
to

na
er

 S
tra

ße

Alto
na

er
 S

tra
ße

Straße

Cuxhavener

23

25

12

13

23

1A

25

3A

21

14

15

17

19

6

26

27

1

21

2A

27

12

1

13

2

13

12A

15

11

4

19

3

V

V

IV

VI
I

V

IV

Fl
en

s b
u r

ge
r S

tr
aß

e

Hanseatenweg

B
ar

tn
in

ga
lle

e

12

5

1 9

8

2

21
2 7

7

5

18

3

22

10

1 3

4

1

11

3

10
D

2 0

22
10

A 10
C

1

1

9

7

6

9

10
B

IV

IV
IV

IV

IV

IV

IV

IV
III

III

VI

III

III

III

34
,3

XV
I

III
IV

IV (V
)

XV
I

(V
)

III
IV

34
,4

IV

I

I

IV

XI

I

VI
II

VI
II

I

XI

34
,9

II

I

I

I

XV
I

I

I

I

XV
II

IX

IX

I

XV
I XV

IXVI
II

XV
II

H
an

sa
-

pl
at

z

Bart
ninga

lle
e 49

32

67

5

28

6

7

65

29

34

14

53

2

30

9

57

10

35

3 3

6

1

26

4

37

43

39

8

12

III

IXIX

X

33
,6

3

30
32

I

II

I

III

I

32
,6

15

I

I

IXVI
II

34
,8

28
A

41

55

51

I

I

I

I

I

I

H
an

sa
-B

ib
lio

th
ek

I

I

I

I

I

I

IIVI
II

I

I

I

I
I

I
I

I

II

X

I

VI
II

II

-I

T.
T.

34
,5

I

V

Sp
or

th
al

le

II

VI

VI

I

V

VI

IV

I

V

V

38
,0

37
,1

36
,7

Lessingstraße

20

4

I

I

I

I

II

Sp
or

th
al

le

I

I

G
ym

na
si

um
 T

ie
rg

ar
te

n

G
rip

s-
Th

ea
te

r

II

VI
I

I

VI
II

V

III

I

VI

VI
II

I

IX

35
,2

35
,0

34
,8

VI
I

VI

V

VI

VI V

V

V

B
ot

sc
ha

ft V

H
on

du
ra

s

VI
I

VI

IV

IV

IV

VIV

IV

III

III

VI

VI

IV

V

I

VI

VI
I

IV

VI

IV

V

IV

IV

-I

II

V

VI

V

V

III

IV

IV

34
,1

33
,6

33
,8

34
,1

31

29

I G
em

ei
nd

eh
au

s

I

I

St
.

An
sg

ar
-

K
irc

he

III

II

tu
rm

K
irc

h-

14

16

18

63

VI
II

III

IV

VI
II

34
,3

I

34
,4

34
,2

Do
rtm

un
de

r S
tra

ße

Le
ve

tz
ow

-

st
ra

ße

Straße
Elberfelder

straße

Jagow-

31
11

A

3

9

6

10

23

29
A

18

11

28

26 24

19
B

9A

7

20

22C

19
A

19

8

10
A

12
A

5

32

20

Es
se

ne
r S

tra
ße

7

18

17

8

19
20

V

V

V

VI
I

V

33
,5

19
18

29

V
V

V

II
V

V

V
I

II

19
C

9

18

25

9

10

19

V

I

V

V

I

VI
I

I

VI
I

-I

V

V

I

V

V

V

VI

V

VI
I

VI
I

VI
I

VI
I

VI

V

V

VI

VI

VI

VI

IV

IV

VI
VI

VI
II

VI

VI

VI

IV

IV

V

VII

I

I

VI

V

34
,2

34
,2

Fl
ur

 0
50

11

14

29

12

28

8

15

9

7

10

13

32
31

27

30

16

VI

V

V

V

V

V

I

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

34
,2

6

5

17

V

V
VI

I
VI

IV

VI
11

16

21
A

13

30

35

14

17

35A

21

12

15

31

V

V

V

-I

I

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

V

VI

II

Fe
ue

rw
eh

r F
FW

V

V

II

V

V

V

I

I

V

VI
I

III

VI
VI

VI

34
,3

10

36A

36

V

V

V

V

I

VI

I

IV

V

IV

Zinzendorfstraße

15

6

5

VI

V

I

V
33

,8

30

3 3A
29

4

I

I

I

V

V

I

V

I

V

IV

V

V

I

V

V

I

I

VI

VI
I

I

IV

IV

IV

4

23
B

23

23
C

2

243

22

17

23
D

18

23
A

VI

VI
I

V

VI
I

VI

V

V

V

V

V

Sp
or

th
al

le

-I

II

VI

I

VI
III

34
,8

IV

VI

IV
IV

IV

Ey
ke

-v
on

-

R
ep

ko
w

-P
la

tz

Le
ve

tzo
w

st
ra

ße

Ti
le-

W
ar

de
nb

er
g-

St
ra

ße

Han
sa-U

fer

Ag
ric

ola
st

ra
ße

Solinger S
tra

ße

22A

12

20

1

12

6A

19

6

23
A

17

9A

4

17

5

22

15

16

9

17
A

5

18

10

16

9

22

13

19

10
B

23

3

14

3

7

17
A

22B

25

12

11

11
A

12
A

2

14
A

13

8

10
A

8

24

26

16
A

4

10

18

2

3A

10A

1

2

13

13
A

11

11

14

16
IV

V

III

VI

IV

I

VI

VI

VI
I

V

I

V

VI

VI

V

V

VI

34
,8

34
,8

VIVI

K
ita

VI
I

VI
VI

VI

VI

VI
I

V

-I

II

V

V

VI
I

II

II

VI
I

VI
II

VI

35
,4

33
,8

IV

-I

V

Po
st

VI V
V

V

V

VI
I

-I

VI

IV
I

IV

V

V

V

IV

V V

IV

IV

IV

II

IV

I

II

35
,0

6

11

9

14

10

VI

V

V

V

V

V

V

VI
V VI

V

V
V

V

V

I

V

IV

VI

IV

IV

III

IV

IV

IV

I

34
,8

34
,6

Sch
les

wige
r

Han
sa

-U
fer

W
ul

len
we

be
rs

tra
ße

Flotow-

straße

Siegmunds

5

13

9

10

1

1

16

1

2

9

4

3

15A

4

11

2

11

11C

5

7

6

6

14

4

8

11A

8

4

15

7

12A

6

3A

5

3

z
t

a
l

P-
y

l
e

g
e

W

-
r

a
p

s
a

C-
m

l
e

h
l

i

I

VI
I

VI
I

V

VI

VI

VI
IV

IV

IV
V

V

IV

I

VI
II

IV

VI
I

33
,6

12

3

V

VI
I

V

VI
I

VI
I

III

XI
II

V

VI

III

V

V

V
IV

IV

V

IV

V

V

V

XI

IV

IV

V

V

VI

V

V

IV

V

VI

IV

V
V

IV

V

VI
V

IV

IV
VI

V

XI
I

T.

33
,3

35
,8

33
,9

1A

VI

V

V

VI

VI

IV

35
,9

W

3

12

6A

13A

2

11B

III

IX
/-I

III

III

VI

VI
/-I

-I

VI
/-I

IX
/-I

IV

III

III

VI
/-I

VI
/-I

VI
II

V/
-I

VI
II/

-I

V/
-I

V/
-I

VI
II/

-I

V/
-I

V/
-I

24

7

25

5

42

1
5

8

7

4

3

4D

42A

7

4B6

6

1A

8

9

2

4A

40

4C

V

V

V

V

V

-I

VI
I

V

V

VI
V

V

V

V

V

V

-I

VI

IV

IV

IV

IV

IV

IV

IV

VI

IV

IV

IV

IV

34
,5

34
,4

VI

V

VI

V

I

VI

V

IV

I

VI

V

I

IV

IV

I

I

34
,5

10

23

4

22

24

1

21

2

2

4A

20

VI
/-I

I

III
/-I

V/
-I

VI
II/

-I

IV
/-I

34
,4

Hofjägerallee

Fasa
nerie

alle
e

Gr
oß

e S
ter

na
lle

e

St
ra

ße
 d

es
 1

7.
 J

un
i

Al
to

na
er

 S
tra

ße

Br
em

er
 W

eg

G
ro

ße
r S

te
rn

G
ro

ße
r S

te
rn

Spree
weg

I
II

Si
eg

es
sä

ul
e

V

II

II

II

XX (X
X)

(II
)

B
re

m
e

33
,1

32
,8

33
,9

34
,1

32
,7

32
,1

34
,3

34
,0

34
,0

34
,3

34
,1

32
,7

34
,1

34
,0

34
,2

33
,9

32
,0

34
,0

Bachstraße

Großer Weg

Fl
ur

 0
54

Te
ic

h

Klopstockstraße

Hä
nd

el
al

le
e

St
ra

ße
 d

es
 1

7.
 J

un
i

3

9

11

1

7

2

3

9

5
7

XV
III

VI
I

IV

I

I

III

XV
II

XV
II

B
r e

m
e r

 W
e g

B
re

m
e r

 W
eg

33
,7

33
,6

34
,1

59

59
A

22

47
45

15

20 III

K
ai

se
r-

Fr
ie

dr
ic

h-

G
ed

äc
ht

ni
sk

irc
he

I

I

I

II

I

I

I
II

K
irc

ht
ur

m

O
sw

al
d-

Pl
at

z
Sc

hu
m

an
n-

Se
e

33
,2

32
,6

34
,0

33
,0

34
,0

34
,0

32
,9

33
,4

61

61
A

I

II
IX

IX

I

I
I

X
IX

Fa
ul

er

33
,4

32
,5

11
3

Pl
at

z

H
er

be
rt

-L
ew

in
-

Jo
se

ph
-H

ay
dn

-S
tr

aß
e

Weg
ely

str
aß

e

St
ra

ße
 d

es
 1

7.
 J

un
i

Hof

2

3

19

1

10
0

14

3

1

2

21

8

1

20

10

1

18

9

17

10

-I

II

III

IV

VI
VI

VI
II

IV
IV

IV

V
I/-

I

VI
I

III

II

I III

VI

IIV

III

I

I

I

III

V

V

V

I

VI
V

33
,7

33
,4

33
,5

10
6

I

I

I

XV
II

XV
I

VI

XV
I

34
,0

33
,9

33
,5

33
,2

12

IX

IX

IX

VI
I

VI
I

VI
I

VI
I

-II

IV

VI
I

VI
I

VI
I

VI
I

VI
I

VI
I

VI
I

-I

IV

V

VI

VI

IV

III

VI
I

III

IV

I

II
III

II

V

VI
I

V

I

I

VI

III

I

32
,9

11
0

10
8

D
eu

ts
ch

er
 S

tä
dt

et
ag

-II

VI
I

III

V

IV

VI
I

III

I

III

VI

Englische Straße 11
4

6

25

11
2

Er
ns

t-
R

eu
te

r-
H

au
s

V

V

V

VI
I

V

IIII

VI
II

IV

K
ön

ig
lic

he

Po
rz

el
la

n-
M

an
uf

ak
tu

r

IV

I
I/-

I

I/-
I

IV

II

I

Ti
er

ga
rt

en
uf

er

Moa
bit

er

Brü
ck

e

Geric
ke-

steg

br
üc

ke

Le
ss

in
g-

brücke

Hansa-

W
ul

len
we

be
rs

te
g

H
ol

zb
rü

ck
e 

B
re

m
er

 W
eg

 W
es

t

S-
B

ah
ns

te
ig

23
4

122
5

34
6

908

18
44

68

18
06

13
0

66
2

69

17
30

22
2

17
92

117
5

17
28

26
4

36
7

15
9

36
3

23
0 2113
8

20
9

17
58

18
04

17
1

17
26

19
4

55

17
48

36
6

42
2

18
7

26
7

18
01

34
9

36
4

36
2

27
5

21
0

16
0

33
4

27
8

41
7

18
45

43
3

18
02

43
4

4937

511
1

47

127
2

6414
04

7437

87

110
4

43

46

18
38

19

18
39

766

18
07

211
0

88

18
37

17
44

311
1

110
0

18
21

40
3

62
5

1564

18
20

44

564

6415
97

62
4

169

1664

190

10
4

10
91

18
24

6413
76

18
08

45

6413
77

224
0

127
3

6415
96

32

33

34
0

31

269

6414
02

10

9

34

35

29

28

11

27

121

140

12

36

137

30

4

3

43
7

34
2

6

43
9

14

7

5

34
1

13

17

18

34
3

43
4

16

43
8

15

43
5

127
1

18
12

18
25

466

129
9

10
1

13
20

2166

10
1

13
19

10
1

13
18

24
4

18
03

16
48

32
1

1213
5

24
1

27
4

19
6

36
4

43
6

75

17
24

18
43

19
5

26
8

121
1

568

20
7

20
0

33
0

15
4

11
6

23
1

20
5

12
2

21
6

424
0

36
5

35
0

31
9

18
10

24
2

213
9

17
94

17
96

17
37

17
47

17
27

18
00

717
3

20
4

17
91

19
9

124
0

33
3

19
2

913
5

17
39

36
1

25
4

918

28
4

17
64

35
0

28
2

27
7

28
0

27
9

28
3

11
9

12
0

11
1

28
1

27
6

6412
33

1864

18
17

6912
23

30
9

33
0

823

164

18
16

6413
74

17
63

18
19

6413
73

18
18

6412
67

18
46

6915
12

41
5

41
6

39
4

6411
08

6912
22

6911
67

17
79

36
9

1164

723

17
78

2312
31

36
6

41
7

36
8

924
0

192

37
8

91

90

93

28
4

94

28
6

28
2

92

29
7

30
4

29
8

30
2

27
7

30
3

28
0

28
5

29
0

28
8 28
9

28
7 28

6

28
7

36
2

36
1

42
5

35
2

42
6

29
6

29
4

29
5

17
29

17
99

18
05

1013
5

17
52

17
31

17
16

17
97

11
58

1513
4

13
1

512
9

17
49

17
98

3410
63

8
15

82

17
43

14
48 1923

5037

3468
9

4322

2123

6230

17
68

5830

3713
66

1123

1823

17
61

17
69

7337

3410
80

18
11

2023
17

33

6937

17
34

7237

1523

118

5837
4422

7137

18
09

10
48

6537

3023

9411
6

9711
6

3311
4

5210

6510

5110

10
6

11
6

10
7

11
6

6210

4610

9511
6

6310

6410

8730

8630

1623

8211
6

9911
6

10
1

11
6

6610

10
2

11
6

2812

2412

2912

9811
6

9611
6

2712

10
4

11
6

10
8

11
6

6810

10
3

11
6

7312
1

4812
1

4412
1

2612

3411
4

3012

6110

316

18
47

14
38616

18
23

18
22

546

106

15
88

4510

15
98

10
38

5510

3712
1

35
3

14
9

12
1

125
0

34
7

11
2

11
4

11
5

56

12
3

14
8

173

124
3

11
3

177
34

2

54

46

22

88

89

87

58

59
86

47

53

51

60

10
7

10
6

40

10
1

99

10
2

98

10
3

48

97

10
4

10
5

50

52

49

10
0

10
9

11
0

10
8

64

26

23

63

25

62

24

65

61

166

28

29

30

31

136

32

38

34

35
8

26
3

23
5

32
9

25
3

17
95

1113
5

15
5

17
66

122
0

225
6

19
7

35
7

34
8

21
4

12
9

17
87

44
3

43
5

20
1

18
15

17
93

33
6

33
2

20
3

1313
5

35
6

20
8

20
6

26
5

23
2

21
8

127
0

312
6 17

67

19
1

119
0

4088
5

17
40

21
2

5713
8

5313
8

19
8

20
2

3715
6

18
27

3615
6

18
26

15
4

4512
1

4612
1

17
45

713
6

6812
1

19
0

3713
8

17
25

13
58

5012
1

13
48

8511
6

10
5

11
6

4112
1

8411
6

9211
6

9311
6

151

4712
1

33
1

17
46

42
3

2813
8

32
7

18
28

17
86

3313
8

18
41

33
2

6013
8

18
32

18
35

18
29

18
30

18
36

36
0

18
31

35
9

18
40

17
88

17
90

32
0

33
3

7512
1

31
8

3013
8

17
85

35
8

42
9

18
34

7612
1

17
59

25
6

42
1

5510
20

35
6

31
9

17
84

33
4

13
8

87
5

929

17
89

2913
8

1613
6

2514
2

32
2

32
3

41
2

43
1

43
0

41
1

H
an

sa
vi

er
te

l



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      76. Jahrgang      Nr. 3      30. Januar 2020 21

Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634) in 
Verbindung mit § 6 Absatz 3 und mit § 11 Absatz 1 des Gesetzes zur 
Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 6. Dezember 2017 (GVBl. S. 664) ge-
ändert worden ist, verordnet das Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf 
von Berlin: 

§ 1
Der Bebauungsplan 6-34B vom 1. November 2017 mit den Deck-

blättern vom 26. September 2018 und 21. Mai 2019 für das Gelände 
zwischen Pacelliallee, Drosselweg, Falkenried, Hohe Ähren, Am 
Hirschsprung, Vogelsang, Wachtelstraße, Im Dol, Spechtstraße, 
Starstraße, Am Hirschsprung, Finkenpark, Heinrich-Stahl-Weg und 
Im Dol sowie für die Grundstücke Spechtstraße 8/18, Im Dol 70, 
Starstraße 5/9 und 12/14, für die Straßen Drosselweg, Hohe Ähren, 
Heinrich-Stahl-Weg und Abschnitte der Straßen Falkenried zwi-
schen Hohe Ähren und Drosselweg, Am Hirschsprung zwischen 
Vogelsang und Hohe Ähren sowie zwischen Starstraße und Finken-
park, Vogelsang zwischen Am Hirschsprung und Wachtelstraße, 
Wachtelstraße zwischen Im Dol und Vogelsang, Im Dol zwischen 
Im Dol 69 und 73 sowie zwischen Im Dol 30 und 42E, Starstraße 
zwischen Starstraße 4 und Am Hirschsprung und Starstraße zwi-
schen Starstraße 11 und 14  im Bezirk Steglitz-Zehlendorf, Ortsteil 
Dahlem, wird festgesetzt.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann bei der für die Vermes-

sung zuständigen Abteilung des Bezirksamtes, beglaubigte Abzeich-
nungen des Bebauungsplans können bei der für die Stadtplanung 
zuständigen Abteilung des Bezirksamtes kostenfrei eingesehen 
werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen 

lassen will, muss
1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetz-
buchs bezeichnet sind,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Baugesetz-
buchs beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs, 

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind, 

innerhalb eines Jahres seit der Verkündung dieser Verordnung 
gegenüber dem Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin schrift-
lich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung oder den 
Mangel begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 
genannten Frist werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Verletzun-
gen oder Mängel gemäß § 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs und 
gemäß § 32 Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetz-
buchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.
Berlin, den 14. Januar 2020

Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin

Cerstin  R i c h t e r  K o t o w s k i
Bezirksbürgermeisterin

Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans 6-34B 
im Bezirk Steglitz-Zehlendorf, Ortsteil Dahlem

Vom 14. Januar 2020
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Auf Grund des § 6 Absatz 1 des Gesetzes über Gebühren und Bei-
träge vom 22. Mai 1957 (GVBl. S. 516), das zuletzt durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 5. Juni 2019 (GVBl. S. 284) geändert worden ist, 
verordnet der Senat:

Artikel 1
Die Verwaltungsgebührenordnung vom 24. November 2009 

(GVBl. S. 707, 894), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 
2. Juli 2019 (GVBl. S. 454) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:
1. In § 2 Absatz 2 Nummer 1 wird das Wort „gleichartige“ durch 

das Wort „gleichartig“ ersetzt.
2. Das Gebührenverzeichnis (Anlage zu § 1) wird wie folgt geän-

dert:
a) In Tarifstelle 1001 wird folgender Buchstabe g angefügt:

„g) elektronische Übermittlung gespei-
cherter Daten gemäß § 9 Nummer 3 
des EGovernmentGesetzes Berlin 
über Datenaustauschserver, je Datei

10 – 13“

Vierte Verordnung
zur Änderung der Verwaltungsgebührenordnung

Vom 14. Januar 2020

b)  In Tarifstelle 1004 werden in der An-
merkung die Angabe „§ 4a“ durch die 
Angabe „§ 6“ und die Wörter „aufrecht 
erhalten“ durch das Wort „aufrecht-
erhalten“ ersetzt.

c) Tarifstelle 2245 wird wie folgt geändert:
aa) Buchstabe e wird wie folgt gefasst:

„e) wiederholte Prüfung der Zuver-
lässigkeit von Erlaubnisinha-
bern sowie erstmalige oder wie-
derholte Prüfung der Zuverläs-
sigkeit der vertretungsberechtig-
ten Personen von Erlaubnisinha-
bern bei juristischen Personen

50 – 350“

bb) Folgender Buchstabe f wird angefügt:
„f) erstmalige oder wiederholte Prü-

fung der Zuverlässigkeit von Be-
triebsleitern oder Zweignieder-
lassungsleitern

50 – 350“

d) Tarifstelle 6004 wird wie folgt geändert:
aa) In dem Satzteil vor Buchstabe a 

werden nach dem Wort „Wohnungs-
bindungsgesetz,“ die Wörter „dem 
Wohnraumförderungsgesetz,“ ein-
gefügt.

bb) In Buchstabe b werden die Wörter 
„gemäß § 3 Absatz 1 des Zweckent-
fremdungsverbot-Gesetzes“ gestri-

chen und nach dem Wort „Wohnein-
heit“ die Wörter „, soweit nicht in 
Buchstabe c oder d genannt“ einge-
fügt.

cc) In Buchstabe c wird die Angabe „, 
Satz 2“ gestrichen.

dd) In Buchstabe d wird die Angabe „, 
Satz 2“ gestrichen.

e) In Tarifstelle 7101 wird die Anmerkung 
am Ende der Tarifstelle wie folgt ge-
fasst:
„Anmerkung:
a) Sofern die Amtshandlung eine Ge-

nehmigung nach anderen, z.B. was-
serrechtlichen Vorschriften enthält, 
werden dafür ggf. Gebühren nach 
der jeweiligen Gebührenordnung 
gesondert erhoben.

b) Die Kosten, die für die Erstellung 
von Gutachten oder die Durchfüh-
rung von Prüfungstätigkeiten durch 
die von der zuständigen Behörde be-
auftragte Dritte entstehen, werden 
als Auslagen zusätzlich erhoben.“

f) In Tarifstelle 7911 wird die Angabe 
„200 – 5 000“ durch die Angabe „200 – 
25 000“ ersetzt.

g) In Tarifstelle 9104 wird folgender Buch-
stabe h angefügt:
„h) Erteilung der Befugnis gemäß § 39 

Satz 1 des Bundesdatenschutzgeset-
zes, als Zertifizierungsstelle gemäß 
Artikel 43 Absatz 1 Satz 1 der 
Datenschutz-Grundverordnung tätig 
zu werden

2 000 – 20 000“

Artikel 2
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 14. Januar 2020

Der Senat von Berlin

Michael  M ü l l e r
Regierender Bürgermeister

Dr.  Matthias  K o l l a t z
Senator für Finanzen
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Auf Grund des § 6 Absatz 1 des Gesetzes über Gebühren und Bei-
träge vom 22. Mai 1957 (GVBl. S. 516), das zuletzt durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 5. Juni 2019 (GVBl. S. 284) geändert worden ist, 
verordnet der Senat:

Artikel 1 
Änderung der Verbraucherschutzgebührenordnung

Nach Tarifstelle 34070 der Anlage zu § 1 Absatz 1 Satz 1 der Ver-
braucherschutzgebührenordnung vom 7. November 2017 (GVBl. 
S. 587, 605) werden die folgenden Tarifstellen 34080, 34081, 34090 
und 34091 eingefügt:
„34080  Überprüfung der Voraussetzungen und Erteilung  

einer Sachkundebescheinigung nach § 6  
Absatz 3,

 je angefangene viertel Stunde 20,50 
 höchstens 164
34081  Ausstellung einer Ersatzbescheinigung, bezogen  

auf Tarifstelle 34080 15
34090  Überprüfung der Voraussetzungen und Erteilung  

einer Genehmigung für das gewerbsmäßige  
Führen von Hunden nach § 27 Absatz 2, 
je angefangene viertel Stunde 20,50 
höchstens 246

34091  Ausstellung einer Ersatzgenehmigung, bezogen  
auf Tarifstelle 34090 15“.

Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 14. Januar 2020

Der Senat von Berlin

Michael  M ü l l e r 
Regierender Bürgermeister

Dr.  Dirk B e h r e n d t
Senator für Justiz,  

Verbraucherschutz und  
Antidiskriminierung

Erste Verordnung
zur Änderung der Verbraucherschutzgebührenordnung

Vom 14. Januar 2020
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Auf Grund des § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Baugesetz-
buchs (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. No-
vember 2017 (BGBl. I S. 3634) in Verbindung mit § 30 des Gesetzes 
zur Ausführung des Baugesetzbuchs (AG BauGB) in der Fassung 
vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 6. Dezember 2017 (GVBl. S. 664), wird verordnet:

§ 1 
Erweiterung des Geltungsbereichs

Der räumliche Geltungsbereich der Erhaltungsverordnung „Horn-
straße“ wird durch den statistischen Block 017205 ergänzt. Die 
Verordnung gilt für das gemäß der Karte im Anhang eingegrenzte 
Gebiet. Die Innenkante der durchgezogenen Linie bildet die Ge-
bietsgrenze des Erhaltungsgebiets „Hornstraße“ im Bezirk Fried-
richshainKreuzberg von Berlin. Die im Anhang befindliche Karte, 
die das Gebiet „Hornstraße“ gemäß § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 
BauGB ausweist, ist Bestandteil dieser Verordnung.

§ 2 
Zuständigkeit

Die Durchführung der Verordnung obliegt dem Bezirksamt Fried-
richshain-Kreuzberg von Berlin.

§ 3 
Verletzung von Vorschriften

(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen 
lassen will, muss
1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des BauGB 
bezeichnet sind,

Verordnung
gemäß § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Baugesetzbuchs 

zur Änderung der Erhaltungsverordnung gemäß § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des  
Baugesetzbuchs für das Gebiet „Hornstraße“ im Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg  

von Berlin vom 28. Oktober 2004 (GVBl. S. 495), zuletzt geändert durch Verordnung vom  
19. Februar 2019 (GVBl. S. 214) 

Vom 14. Januar 2020

2. nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des BauGB beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorganges,

3. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
AGBauGB enthalten sind,

innerhalb eines Jahres seit der Verkündung dieser Verordnung 
gegenüber dem Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung oder 
den Mangel begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in 
Satz 1 genannten Fristen werden die in den Nummern 1 bis 3 ge-
nannten Verletzungen oder Mängel gemäß § 215 Absatz 1 BauGB 
und gemäß § 32 Absatz 2 AGBauGB unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 4 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.
Berlin, den 14. Januar 2020

Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin

H e r r m a n n 
Bezirksbürgermeisterin

S c h m i d t
Bezirksbürgermeisterin  

Bezirksstadtrat für Bauen,  
Planen und Facility  

Management

Anhang (1 Karte)
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Auf Grund des § 12 Absatz 1 in Verbindung mit § 10 Absatz 1  
des Baugesetzbuchs in der Fassung der Bekanntmachung vom  
3. November 2017 (BGBl. I S. 3634) in Verbindung mit 
§ 6 Absatz 3 und mit § 11 Absatz 1 des Gesetzes zur Ausführung des 
Baugesetzbuchs in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. No-
vember 1999 (GVBl. S. 578), das zuletzt durch Artikel 1 des Fünften 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Bauge-
setzbuchs vom 6. Dezember 2017 (GVBl. S. 664) geändert worden 
ist, verordnet das Bezirksamt Lichtenberg von Berlin:

§ 1
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan 1194 VE vom 20. Septem-

ber 2018 für die Grundstücke Ferdinand-Schultze-Straße 33/47, 
Plauener Straße 91, 98/118 und Schleizer Straße 78/82 sowie für das 
Flurstück 381 (verlängerte Plauener Straße) und das Flurstück 380 
(westlich des Grundstücks Plauener Straße 104/110) im Bezirk Lich-
tenberg, Ortsteil AltHohenschönhausen wird festgesetzt. Er ändert 
teilweise den durch Verordnung über die Festsetzung des Bebauungs-
plans XVII-3a im Bezirk Lichtenberg, Ortsteil Alt-Hohenschönhau-
sen, vom 8. Juli 2009 (GVBl. S. 326) festgesetzten Bebauungsplan.

§ 2
Die Urschrift des vorhabenbezogenen Bebauungsplans kann beim 

Bezirksamt Lichtenberg von Berlin, Abteilung Stadtentwicklung, 
Soziales, Wirtschaft und Arbeit, Stadtentwicklungsamt, Fachbereich 
Vermessung, beglaubigte Abzeichnungen des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans können beim Bezirksamt Lichtenberg von Berlin, 
Abteilung Stadtentwicklung, Soziales, Wirtschaft und Arbeit, Stadt-
entwicklungsamt, Fachbereich Stadtplanung und Fachbereich Bau- 
und Wohnungsaufsicht, kostenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

Verordnung
über die Festsetzung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 11-94 VE 

im Bezirk Lichtenberg, Ortsteil Alt-Hohenschönhausen
Vom 14. Januar 2020

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen 

lassen will, muss
1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und Absatz 2a 
Nummer 3 und 4 des Baugesetzbuchs bezeichnet sind,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Baugesetz-
buchs beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

innerhalb eines Jahres seit der Verkündung dieser Verordnung 
gegenüber dem Bezirksamt Lichtenberg von Berlin schriftlich gel-
tend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist 
darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist werden die in 
Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215 Absatz 1 des Bau-
gesetzbuchs und gemäß § 32 Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung 
des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 14. Januar 2020

Bezirksamt Lichtenberg von Berlin

Michael  G r u n s t
Bezirksbürgermeister

B.  M o n t e i r o
Bezirksstadträtin 

für Stadtentwicklung, Soziales, 
Wirtschaft und Arbeit
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Auf Grund des § 12 Absatz 1 in Verbindung mit § 10 Absatz 1 des 
Baugesetzbuchs in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. No-
vember 2017 (BGBl. I S. 3634) in Verbindung mit § 6 Absatz 3 des 
Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom  
7. November 1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Fünften Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung 
des Baugesetzbuchs vom 6. Dezember 2017 (GVBl. S. 664), wird 
verordnet:

§ 1
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan 11120 VE vom 25. Sep-

tember 2017 für die Grundstücke Dolgenseestraße 8, 8 AC, 9, 9AG 
und 11 A sowie die westlich angrenzende Fläche Flur 411, Flurstück 
286 im Bezirk Lichtenberg, Ortsteil Friedrichsfelde, wird festge-
setzt.

§ 2
Die Urschrift des vorhabenbezogenen Bebauungsplans kann beim 

Bezirksamt Lichtenberg von Berlin, Abteilung Stadtentwicklung, 
Soziales, Wirtschaft und Arbeit, Stadtentwicklungsamt, Fachbereich 
Vermessung, beglaubigte Abzeichnungen des Bebauungsplans kön-
nen beim Bezirksamt Lichtenberg von Berlin, Abteilung Stadt-
entwicklung, Soziales, Wirtschaft und Arbeit, Stadtentwicklungs-
amt, im Fachbereich Stadtplanung und im Fachbereich Bau- und 
Wohnungsaufsicht, kostenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

Verordnung
über die Festsetzung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 11-120 VE 

im Bezirk Lichtenberg, Ortsteil Friedrichsfelde
Vom 14. Januar 2020

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen 

lassen will, muss
1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und Absatz 2a 
Nummer 3 und 4 des Baugesetzbuchs bezeichnet sind,

2. eine nach § 214 Absatz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Ver-
letzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
plans und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

innerhalb eines Jahres seit der Verkündung dieser Verordnung 
gegenüber dem Bezirksamt Lichtenberg von Berlin schriftlich gel-
tend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist 
darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist werden die in 
Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215 Absatz 1 des Bau-
gesetzbuchs und gemäß § 32 Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung 
des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 14. Januar 2020

Bezirksamt Lichtenberg von Berlin
Michael  G r u n s t

Bezirksbürgermeister
B.  M o n t e i r o
Bezirksstadträtin 

für Stadtentwicklung, 
Soziales, Wirtschaft und Arbeit
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Bekanntmachung
über das Inkrafttreten des Dritten Staatsvertrages  

zur Änderung des Staatsvertrages zum Glücksspielwesen in Deutschland  
(Dritter Glücksspieländerungsstaatsvertrag – 3. GlüÄndStV)

Nach Artikel 1 § 2 Absatz 1 des Vierten Landesgesetzes über das 
öffentliche Glücksspiel vom 6. Dezember 2019 (GVBl. S. 778) wird 
bekannt gemacht, dass der am 26. März 2019 unterzeichnete Dritte 
Staatsvertrag zur Änderung des Staatsvertrages zum Glücksspiel-
wesen in Deutschland (Dritter Glücksspieländerungsstaatsvertrag – 
3. GlüÄndStV) nach seinem Artikel 2 Absatz 1 Satz 1 am 1. Januar 
2020 in Kraft getreten ist. 

Berlin, den 14. Januar 2020

Senatsverwaltung für Inneres und Sport
Andreas  G e i s e l
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